
- 26 - Erläuterung, 959. BR, 07.07.17

... 

TOP 26: 

Gesetz zur Änderung des Chemikaliengesetzes und zur Änderung 
weiterer chemikalienrechtlicher Vorschriften 

Drucksache: 467/17 

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Das Gesetz dient der Anpassung des Chemikaliengesetzes an Änderungen che-
mikalienrechtlicher Vorschriften auf Unionsebene. Die den Anpassungsbedarf 
auslösenden Änderungen betreffen Regelungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1272/2008 (CLP-Verordnung) und der Verordnung (EU) Nr. 528/2012  
(Biozid-Verordnung). 

Mit der CLP-Verordnung wurde EU-weit ein einheitliches System zur Einstu-
fung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen geschaffen. 
Das nach Auslaufen der Übergangsvorschriften nunmehr in vollem Umfang 
maßgebliche Einstufungs- und Kennzeichnungssystem erfordert eine Reihe von 
Detailänderungen des Gesetzes. Die Übergangsregelungen für Biozid-Produkte, 
die in der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 über die Bereitstellung auf dem 
Markt und die Verwendung von Biozid-Produkten (Biozid-Verordnung) enthal-
ten sind, wurden teilweise geändert und ausgeweitet auf Produkte, die durch die 
Biozid-Verordnung erstmals von europäischen Regelungen erfasst sind. Die 
Einführung des neuen Anhangs VIII über harmonisierte Informationen für die 
gesundheitliche Notversorgung und für vorbeugende Maßnahmen in die CLP-
Verordnung erfordert eine Umstellung der bisherigen Giftinformationsvor-
schriften auf das neue, EU-weit harmonisierte System. 

Das Gesetz kommt ferner der Bitte des Bundesrates aus seinem Beschluss (BR-
Drucksache 559/16 - Beschluss -) nach, den Vollzug von Abgabevorschriften 
zu Chemikalien im Bereich des Versandhandels bereits im Stadium des Anbie-
tens zu erleichtern. 
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner 956. Sitzung am 31. März 2017 zu dem ur-
sprünglichen Gesetzentwurf Stellung genommen (BR-Drucksache 166/17 - Be-
schluss -). 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz in seiner 237. Sitzung am 1. Juni 2017 
auf Grund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (16. Ausschuss) - BT-
Drucksache 18/12582 - angenommen und dabei die Stellungnahme des Bundes-
rates berücksichtigt. 

III. Empfehlung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit empfiehlt 
dem Bundesrat, zu dem Gesetz den Vermittlungsausschuss nicht anzurufen. 


